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In eigener Sache 

 

Wir freuen uns, dass Frau Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen nun auch den Titel „Fachanwältin für 

Vergaberecht“ führen darf. Nach intensiver Weiterbildung und dem erfolgreichen Nachweis besonderer 

theoretischer und praktischer Kenntnisse in diesem Rechtsgebiet wurde ihr dieser Titel von der 

Rechtsanwaltskammer Sachsen am 27.02.2025 verliehen. Herzlichen Glückwunsch! 

 

Mit dieser Mandanteninformation erhalten Sie die Einladung des Instituts für Verwaltung und 

Verwaltungsrecht in den neuen Bundesländern e.V. (IVVB e.V.). Herr Dr. Mario Hesse vom Institut für 

öffentliche Finanzen und Public Management der Universität Leipzig wird am 16.04.2025 um 18 Uhr 

seinen Vortrag über „Digitalisierung der Verwaltung zwischen Erfolgszwängen und Gestaltungswillen“ 

halten. Der Vortrag beginnt 18 Uhr und findet in der Juristenfakultät der Universität Leipzig, Burgstraße 

21, Raum 5.30, statt. Wir freuen uns, Sie zu der Veranstaltung begrüßen zu dürfen. 

 

In unserer heutigen Mandanteninformation finden Sie wieder interessente Entscheidungen aus den von 

uns bearbeiteten Rechtsgebieten, insbesondere aus dem Bau-, Kommunal-, Wasser- und Arbeitsrecht. 

 

Wir wünschen Ihnen eine ertragreiche Lektüre. 

 

Ihre  

 

SchmuckDäumichen Rechtsanwälte 
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Keine Kündigung ohne Zugangsnachweis:  

BAG bestätigt hohe Beweisanforderungen 

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) stellte in sei-

nem Urteil vom 20.06.2024 – 2 AZR 213/23, ver-

öffentlicht am 17.03.2025, klar: Der Arbeitgeber 

trägt die volle Beweislast für den Zugang einer 

Kündigung. Ein einfacher Einlieferungsbeleg ei-

nes Einwurf-Einschreiben mit Bestätigung der 

Zustellung im Sendungsverlauf („Sendung zuge-

stellt“) soll nicht genügen. 

Der Arbeitgeber behauptete, eine Kündigung per 

Einwurf-Einschreiben mit der Deutschen Post 

AG zugestellt zu haben. Die Arbeitnehmerin be-

stritt den Zugang. Der Arbeitgeber legte einen 

Einlieferungsbeleg und den ausgedruckten Sen-

dungsstatus der Deutschen Post vor, der die Zu-

stellung bestätigten sollte. Einen konkreten 

Nachweis für den tatsächlichen Einwurf in den 

Briefkasten der Arbeitnehmerin konnte er je-

doch nicht erbringen. 

Das BAG entschied zugunsten der Arbeitnehme-

rin. Es führt aus, dass für einen Anscheinsbeweis 

des Zugangs ein detaillierter Nachweis erforder-

lich ist – etwa eine Reproduktion des Ausliefe-

rungsbelegs mit Bestätigung des Postzustellers. 

Ein Einlieferungsbeleg und der Ausdruck des 

Sendungsstatus reiche nicht aus. Das BAG wört-

lich: 

„Der Ausdruck des Sendungsstatus, auf dem die-

selbe Sendungsnummer wie auf dem Einliefe-

rungsbeleg sowie das Zustelldatum vermerkt sind, 

bietet ebenfalls keine ausreichende Gewähr für ei-

nen Zugang. In diesem Fall lässt sich weder fest-

stellen, wer die Sendung zugestellt hat noch gibt 

es ausreichende Anhaltspunkte dafür, dass das 

vom Bundesgerichtshof beschriebene oder das je-

weils gültige Verfahren der Deutschen  

Post AG für die Zustellung der eingelieferten Post-

sendung tatsächlich eingehalten wurde. Der Sen-

dungsstatus ist kein Ersatz für den Auslieferungs-

beleg. Er sagt nichts darüber aus, ob der Zusteller 

tatsächlich eine besondere Aufmerksamkeit auf 

die konkrete Zustellung gerichtet hat, die den 

Schluss rechtfertigen würde, dass die eingelieferte 

Sendung in den Briefkasten des Empfängers ge-

langt ist.“ 

Aus dem Sendungsstatus sei zudem weder er-

kennbar, wem die Sendung übergeben wurde, 

noch zu welcher Uhrzeit, noch unter welcher Ad-

resse oder zumindest in welchem Zustellungs-

bezirk dies erfolgt sein sollte. Dem Empfänger 

würde folglich jede Möglichkeit des Gegenbe-

weises genommen. Zudem vermag dem Arbeit-

geber weder „ein Vertrauensvorschuss“ zuguns-

ten der Deutschen Post AG noch die Gesamtheit 

„vieler positiver Indizien“ weiterhelfen. Damit 

blieb der Arbeitgeber beweisfällig. 

Arbeitgeber sollten dem Zugangsnachweis von 

Kündigungen (und anderen fristauslösenden  

Sendungen) daher besondere Aufmerksamkeit 

widmen. 

In Betracht kommt, die Sendungen persönlich zu 

übergeben und den Empfang bestätigen lassen, 

einen Boten mit genauer Dokumentation des 

Einwurfs zu beauftragen oder zumindest beim 

Postversand den Auslieferungsbeleg mit Namen 

des Zustellers, der Uhrzeit, der Zustellvariante 

(Briefkasten/ persönliche Übergabe, etc.) früh-

zeitig anzufordern und zu prüfen. 

Torsten Geißler 

Rechtsanwalt 
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OVG Magdeburg: Keine Baugenehmigung bei Abstandsflächenverstoß 

In seinem Beschluss vom 06.12.2024 – 2 L 76/24 

hat das Oberverwaltungsgericht Sachsen-An-

halt entschieden, dass ein Bauherr keinen An-

spruch auf eine Baugenehmigung hat, wenn 

sein Bauvorhaben die Abstandsflächen nicht 

einhält, auch wenn der Nachbar ebenfalls ohne 

Grenzabstand gebaut haben sollte. Dies gelte 

insbesondere, wenn der Bauherr keinen Antrag 

auf eine Abweichung nach § 66 BauO LSA ge-

stellt hat. Die Einhaltung einer Abstandsfläche 

sei auch nicht deshalb entbehrlich, weil sich an 

gleicher Stelle zuvor ein Gebäude befand, das 

ebenfalls ohne Grenzabstand errichtet wurde. 

In dem zugrunde liegenden Fall begehrte der 

Kläger die nachträgliche Erteilung einer Bauge-

nehmigung für einen Neubau eines Verwal-

tungs- und Bürogebäudes für Gärtnerei und 

Landwirtschaftsbetrieb. Der Bauantrag wurde 

abgelehnt. Widerspruch und Klage waren erfolg-

los. Das Verwaltungsgericht entschied, dass das 

vom Kläger bereits errichtete Gebäude sowohl 

gegen bauplanungsrechtliche als auch gegen 

bauordnungsrechtliche Vorschriften verstoße. 

Das zweigeschossige Wohnhaus liege im Außen-

bereich und diene nicht dem gartenbaulichen 

Betrieb des Klägers. Es beeinträchtige öffentli-

che Belange, da es die Entstehung, Verfestigung 

oder Erweiterung einer Splittersiedlung befürch-

ten lasse. Das bereits im Rohbau errichtete Ein-

familienhaus verstoße auch gegen bauord-

nungsrechtliche Vorgaben, da es die erforderli-

che Abstandsfläche von mindestens 3 m auf 

dem streitgegenständlichen Grundstück selbst 

und zum Wohnhaus des Nachbargrundstücks 

nicht einhalte.  

Der Antrag des Klägers auf Zulassung der Beru-

fung hat keinen Erfolg. Insbesondere sei das Vor-

haben des Klägers wegen des Verstoßes gegen 

die Vorschriften über Abstandsflächen bauord-

nungsrechtlich unzulässig. Unerheblich sei der  

Einwand des Klägers, dass auch die Gebäude des 

betroffenen Nachbargrundstücks Abstandsflä-

chen zum Baugrundstück nicht einhielten. Zwar 

sei in der Rechtsprechung anerkannt, dass ein 

Grundstücksnachbar Abwehrrechte gegen die 

Verletzung abstandflächenrechtlicher Vorschrif-

ten durch ein Bauvorhaben grundsätzlich inso-

weit nicht geltend machen kann, als die Bebau-

ung auf seinem Grundstück gegenüber dem 

Nachbargrundstück in vergleichbarem Umfang 

die nach dem geltenden Recht erforderlichen 

Abstandflächen nicht einhält. Für die Vergleich-

barkeit wechselseitiger Abstandflächenverlet-

zungen komme es nicht auf eine rein mathema-

tische, sondern eine wertende Betrachtung an. 

Für die Bewertung des Gewichts des Abstandflä-

chenverstoßes sind in erster Linie die Beein-

trächtigungen der durch die Abstandflächenvor-

schriften geschützten nachbarlichen Belange in 

den Blick zu nehmen, insbesondere die Belange 

des Brandschutzes, die Belichtung, Belüftung 

und Besonnung des Nachbargrundstücks sowie 

die Wahrung eines ausreichenden Sozialab-

stands. Der Nachbar, dessen Bau früherem (Ab-

stands-)Recht entsprochen hat und genehmigt 

worden ist, könne sich auch dann auf die Einhal-

tung des nach neuem Recht gültigen Grenzab-

stands berufen, wenn er diesen jetzt im Verhält-

nis zum Nachbargrundstück nicht (mehr) ein-

hält. Einen vergleichbaren Umfang des Ab-

standsflächenverstoßen hatte der Kläger nicht 

darlegen können. 

Die Einhaltung der Abstandsfläche sei auch nicht 

deshalb entbehrlich, weil sich an gleicher Stelle 

auf dem Baugrundstück zuvor ein Gebäude be-

fand, das ebenfalls ohne Grenzabstand errichtet 

wurde. Mit der vollständigen Beseitigung des 

Gebäudes sei der Bestandsschutz erloschen. 

Dr. Sebastian Schmuck 

Rechtsanwalt 
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OVG Magdeburg: Fehlender Standsicherheitsnachweis genügt nicht  

für sofort vollziehbare Beseitigungsverfügung 

In einem weiteren Beschluss vom 19.11.2024 – 2 

M 106/24 hat das Oberverwaltungsgericht in 

Magedburt entschieden, dass allein aus dem 

Fehlen des Nachweises der dauerhaften Standsi-

cherheit eines Gebäudes noch nicht folge, dass 

von dem Gebäude eine konkrete Gefahr aus-

geht, der nur durch einen sofortigen vollständi-

gen Rückbau begegnet werden kann.  

Der Antragsteller in dem Verfahren war Eigentü-

mer mehrerer, seit Jahren leerstehender Wohn-

häuser. Die Bauaufsichtsbehörde verfügte unter 

Anordnung des Soforvollzugs und Androhung 

von Zwangsgeldern den vollständigen Rückbau 

der Gebäude binnen drei Monaten. Zur Begrün-

dung wies die Behörde darauf hin, dass die Zwi-

schendecken bereits eingestürzt waren. Der Ei-

gentümer sei Aufforderungen nicht nachgekom-

men, Planungen zu Sicherungs- und Sanierungs-

maßnahmen mitzuteilen. Sicherungsmaßnah-

men seien auch nicht ausreichend erfolgt. Nach-

dem die Dacheindeckung teilweise fehlte und 

alle Holzbalkendecken zerstört waren, ordnete 

die Behörde die vollständige Beseitigung an. 

Den Eilantrag des Eigentümers hatte das Ver-

waltungsgericht abgelehnt. Die Bauaufsichtsbe-

hörde habe davon ausgehen dürfen, dass das 

Gebäude nicht mehr hinreichend standsicher 

gewesen sei. Die hiergegen zum Oberverwal-

tungsgericht Magdeburg erhobene Beschwerde 

hatte jedoch Erfolg. Es könne aufgrund der vor-

liegenden Unterlagen nicht mit der erforderli-

chen Gewissheit davon ausgegangen werden, 

dass von dem Gebäude eine Gefahr für die öf-

fentliche Sicherheit und Ordnung  ausgeht, die 

eine sofortige und vollständige Beseitigung der 

Gebäude rechtfertigt. Für die Beurteilung der 

Rechtmäßigkeit einer bauordnungsrechtlichen 

Abbruch- oder Beseitigungsverfügung sei der 

Zeitpunkt der letzten Behördenentscheidung 

maßgeblich, mithin der Zeitpunkt des Erlasses  

des Widerspruchsbescheides. Steht ein Wider-

spruchsbescheid noch aus, ist auch für die Beur-

teilung der Rechtmäßigkeit des angegriffenen 

Verwaltungsakts auf die Sach- und Rechtslage 

zum Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung 

nach § 80 Abs. 5 VwGO abzustellen.  

Voraussetzung für einen bauaufsichtlichen Ein-

griff sei das Vorliegen einer konkreten Gefahr im 

Sinne des allgemeinen Polizei- und Ordnungs-

rechts. Eine konkrete Gefahrenlage könne sich 

daraus ergeben, dass eine bauliche Anlage nicht 

(mehr) den Anforderungen des § 3 Satz 1 BauO 

LSA entspricht, der verlangt, dass Anlagen so in-

stand zu halten sind, dass die öffentliche Sicher-

heit und Ordnung, insbesondere Leben, Gesund-

heit und die natürlichen Lebensgrundlagen, 

nicht gefährdet werden. Eine konkrete Gefahr 

bestehe allerdings nicht schon dann, wenn eine 

bauliche Anlage die Anforderungen des § 12 Abs. 

1 BauO LSA an die dauerhafte Standsicherheit 

nicht erfüllt. Aufgrund objektiver Anhaltspunkte 

bestehende erhebliche Zweifel an der Standsi-

cherheit einer baulichen Anlage begründeten 

nur einen Gefahrenverdacht und rechtfertigten 

noch nicht die Anordnung der vollständigen Be-

seitigung des Gebäudes. In einem solchen Fall 

könne die Behörde gemäß § 57 Abs. 2 Satz 2 

BauO LSA  der verantwortlichen Person aufge-

ben, zur Vorbereitung der eigentlichen Gefah-

renabwehrmaßnahme den Umfang der beste-

henden Gefahr zu ermitteln, insbesondere die 

Einholung eines Sachverständigengutachtens 

über die Standsicherheit eines Gebäudes verlan-

gen. Dem entsprechend hätte dem Antragsteller 

aufgegeben werden können, durch einen Bau-

sachverständigen ein Gutachten zur Standsi-

cherheit des Gebäudes erstellen zu lassen. 

 

Dr. Sebastian Schmuck 

Rechtsanwalt 



Unwirksamkeit der Haushaltssatzung eines  

Zweckverbandes wegen formeller Rechtswidrigkeit 

Das Sächsische Oberverwaltungsgericht hat mit 

Beschluss vom 24.01.2025 (Az.: 4 C 5/19) ent-

schieden, dass die Haushaltssatzung eines 

Zweckverbandes unter Verstoß gegen zwin-

gende Formvorschriften zustande gekommen 

ist, wenn die öffentliche Auslegung des Entwurfs 

der Haushaltssatzung und der Aushang zum 

Zweck der ortsüblichen Bekanntgabe der Ausle-

gung am selben Tag erfolgen.  

Gem. § 58 Abs. 1 Satz 1 SächsKomZG i. V. m. § 76 

Abs. 1 Satz 3 SächsGemO ist der Entwurf der 

Haushaltssatzung an sieben Arbeitstagen öf-

fentlich auszulegen oder elektronisch zur Verfü-

gung zu stellen, wobei diese Frist ortsüblich be-

kannt zu geben ist.  

Die Bekanntgabe der öffentlichen Auslegung 

kann ihre Funktion der Information der Einwoh-

ner und Abgabepflichtigen aber nur dann erfül-

len, wenn sie so rechtzeitig erfolgt, dass eine 

Kenntnisnahme noch vor Beginn der Auslegung 

möglich ist. Dies ist bei einer Überschneidung 

von öffentlicher Bekanntgabe und Auslegung 

des Entwurfs nicht gegeben.  

Zudem hat das Gericht klargestellt, dass Tage an 

denen eine Gemeindeverwaltung geschlossen 

ist, bei der Frist von sieben Arbeitstagen zur öf-

fentlichen Auslegung nicht berücksichtigt wer-

den dürfen.  

Auch die eigenmächtige Verlängerung der öf-

fentlichen Auslegung genügt nicht zur Fristwah-

rung, wenn die Auslegung nur bis zu einem 

früheren Tag angekündigt worden ist. Denn die 

Adressaten des Aushangs, Einwohner und Abga-

benpflichtige, müssen nach dem objektiven 

Empfängerhorizont davon ausgehen, dass eine 

Einsichtnahme nach dem angekündigten Ter-

min nicht mehr möglich ist.  

Eine öffentliche Auslegung darüber hinaus wäre 

damit jedenfalls nicht ortsüblich bekannt gege-

ben worden.  

Die Regelungen zur Unbeachtlichkeit von Ver-

stößen gegen Verfahrens- und Formvorschriften 

aus § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO i. V. m. § 47 Abs. 

2 Satz 1, § 6 Abs. 1 SächsKomZG bleiben von der 

Entscheidung unberührt. 

Timo Klann 

Rechtsanwalt 
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SächsOVG: Keine Abwehrrechte des Grundstückseigentümers 

Das Sächsische Oberverwaltungsgericht hat mit 

Beschluss vom 19.12.2024 – 4 A 176/24 den An-

trag einer Grundstückseigentümerin auf Zulas-

sung der Berufung gegen das Urteil des Verwal-

tungsgerichts Leipzig vom 27.11.2023 zurückge-

wiesen. 

Die Klägerin ist Eigentümerin von Grundstücken, 

über die seit 1996 gewidmete öffentliche Stra-

ßen verlaufen, mit denen zwei Wohngebiete er-

schlossen werden. Die Wohngebiete werden 

durch Schmutz- und Niederschlagswasserleitun-

gen entwässert, die unter diesen Straßen verlau-

fen. Die Leitungen wurden von der Klägerin und 

ihren Rechtsnachfolgerinnen errichtet. Die Klä-

gerin verlangt vom Beklagten, dem zuständigen 

Abwasserzweckverband, die Unterlassung der 

Durchleitung von Abwässern durch ihre Entwäs-

serungskanäle und die Unterlassung jeglicher 

Nutzung dieser Kanäle für die öffentliche Ab-

wasserentsorgung. 

Das Verwaltungsgericht hat die Klage mit der 

Begründung abgewiesen, dass der Klägerin als 

Eigentümerin der Straßengrundstücke keine ei-

gentumsrechtlichen Abwehransprüche zustün-

den. Infolge der Widmung seien diese Rechte auf 

die Trägerin der Straßenbaulast übergegangen. 

Den gegen dieses Urteil gerichteten Antrag auf 

Zulassung der Berufung hat das Oberverwal-

tungsgericht in Bautzen zurückgewiesen. Das - 

grundsätzlich - aus dem Eigentum fließende 

Recht darauf, die Nutzung der Straßengrundstü-

cke für Zwecke der öffentlichen Abwasserversor-

gung zu untersagen, stehe nach der Widmung 

der Straße nicht mehr der Klägerin zu. Es sei viel-

mehr nach § 13 Abs. 4 SächsStrG auf den Träger 

der Straßenbaulast übergegangen. Nach dieser 

Vorschrift stehen dem Träger der Straßenbau-

last bis zum Erwerb der für die Straße in An-

spruch genommenen Grundstücke die Rechte 

und Pflichten des Eigentümers der Ausübung  

nach in dem Umfang zu, wie es die Aufrechter-

haltung des Gemeingebrauchs erfordert. Die 

Aufrechterhaltung des Gemeingebrauchs erfor-

dere es, die von der Klägerin geltend gemachten 

Abwehrrechte nicht dieser, sondern dem Träger 

der Straßenbaulast zuzuerkennen. Das Verwal-

tungsgericht gehe daher zu Recht davon aus, 

dass der Klägerin die Aktivlegitimation für den 

geltend gemachten Anspruch fehle. Nach § 2 

Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a SächsStrG ist der Straßen-

grund als Teil des Straßenkörpers Teil der Straße 

und nehme daher an den Rechtswirkungen der 

Widmung nach § 6 Abs. 1 SächsStrG teil; die Wid-

mung erfasse alle Teile einer Straße. Sie erstre-

cke sich in eine solche Tiefe des Straßengrund-

stücks, wie der Straßenbaulastträger ein Inte-

resse an der Sicherstellung der öffentlichen 

Zweckbestimmung des Straßengrundstücks ha-

ben kann. Die Untergrenze des Straßengrundes 

befinde sich im Erdreich in einer Tiefe, jenseits 

der sich nach den straßenrechtlichen und stra-

ßentechnischen Erfordernissen Eingriffe nicht 

mehr auf den Bestand der Straße auswirken kön-

nen und der Straßenbaulastträger an ihrer Ab-

wehr kein Interesse haben kann. Der Straßen-

grund reiche damit aber in den Bereich hinein, in 

dem sich die Abwasserentsorgungsanlagen be-

finden. Dafür spreche auch § 23 Abs. 5 Satz 1 

SächsStrG. Der Vorschrift liege die Vorstellung 

zugrunde, dass eine Straßenentwässerung so-

wohl über eine straßeneigene als auch eine 

nichtstraßeneigene, vom Träger der Abwasser-

entsorgung eingerichtete Abwasseranlage erfol-

gen kann. Aus diesen Überlegungen folge, dass 

bei einem gewidmeten, aber noch nicht im Ei-

gentum des Trägers der Straßenbaulast stehen-

den Straßengrundstück allein dieser über die 

Durchleitung von Abwasser zu entscheiden hat. 

Dr. Sebastian Schmuck 

Rechtsanwalt 
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SächsOVG erklärt Grundgebührenmaßstab für nichtig 

Das SächsOVG hat mit Urteil vom 04.03.2025 - 5 

A 19/24 den Grundgebührenmaßstab in einer 

Abwassersatzung für nichtig erklärt. Die be-

troffene Regelung lautete: 

(2) Zur Abwassergebühr gemäß Absatz 1 Nr. 1 

kommt jährlich eine Grundgebühr, gestaffelt 

nach der im Veranlagungszeitraum angefallenen 

Abwassermenge in nachfolgender Höhe hinzu: 

jährlicher Verbrauch 

in m³ 

Grundgebühr pro Jahr 

0 bis 240 18,50 € 

bis 600 203,50 € 

bis 1.000 370,00 € 

bis 2.000 740,00 € 

bis 3.000 1.110,00 € 

bis 4.000 1.480,00 € 

bis 5.000 1.850,00 € 

bis 6.000 2.035,00 € 

bis 10.000 2.775,00 € 

bis 15.000 3.700,00 € 

bis 20.000 4.625,00 € 

bis 25.000 5.550,00 € 

 

Nach Auffassung des Sächsischen Oberverwal-

tungsgerichts ist diese Regelung nichtig, weil die 

konkrete Ausgestaltung der am Verbrauch ori-

entierten Staffelung in Verbindung mit der den 

einzelnen Stufen zugeordneten Gebührenhöhe 

gegen den Grundsatz der Abgabengleichheit 

verstößt und nicht mehr von der weitgehenden 

Gestaltungsfreiheit des Satzungsgebers umfasst 

ist.  

Nicht mit dem Grundsatz der Abgabengleichheit 

vereinbar ist nach Auffassung des Gerichts der 

konkrete Gebührensprung von der Stufe 1 zur 

Stufe 2 und zu den weiteren Stufen. Dies zeigt 

bereits der nachfolgende Vergleich der jeweili-

gen mittleren Höhe der Grundgebühren pro Ku-

bikmeter Abwasser und Jahr der Stufe 1 mit der-

jenigen der weiteren Stufen. Der Senat nimmt 

diesen Vergleich auf der Grundlage eines mittle-

ren Wasserverbrauchs je Stufe vor, um die bei ei-

nem Gebührensprung an den Rändern immer 

bestehenden Schärfen auszublenden.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die durchschnittliche Grundgebühr pro Kubik-

meter Abwasser und Jahr der Stufe 1 beträgt da-

nach weniger als ein Drittel derjenigen der Stu-

fen 2 bis 4. Dieser sehr erhebliche Gebühren-

sprung von der ersten zur zweiten Stufe und zu  
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den weiteren Stufen ist nicht durch hinrei-

chende Sachgründe gerechtfertigt. Eine nicht in 

Besonderheiten der Kostenstruktur begründete 

verhältnismäßige Entlastung kleinerer Wohn- 

und/oder Geschäftshäuser bei der Grundgebühr 

zu Lasten größerer und wasser-verbrauchsinten-

siverer Einheiten ist mit dem Grundsatz der Ab-

gabengleichheit nicht vereinbar; darüber hinaus 

bestimmt § 14 Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 1 Sächs-

KAG, dass sozial bedingte Gebührenermäßigun-

gen nicht zu Lasten der anderen Benutzer einge-

räumt werden dürfen. Auch der vom Beklagten 

vorgetragene Anreiz zum sparsamen Umgang 

mit Wasser kann eine Differenzierung bei der 

Gestaltung der Grundgebühr nicht rechtferti-

gen, da § 14 Abs. 2 Satz 1 SächsKAG, der eine Be-

rücksichtigung umwelt- und rohstoffschonen-

der Lenkungsziele bei der Gebührenbemessung  

zulässt, angesichts seines eindeutigen Wort-

lauts auf die fixen Vorhaltekosten im Sinne des 

§ 14 Abs. 1 Satz 3 SächsKAG keine Anwendung 

findet. In der Rechtsprechung des Senats ist fer-

ner geklärt, dass die Vorhaltekosten bei größe-

ren Verbrauchsmengen im Verhältnis zum Ver-

brauch sehr vermindert ansteigen (sog. Fixkos-

tendegression), weshalb die Gewährung einer 

Gebührendegression zulässig ist. Dieser Um-

stand macht eine - wie hier - progressive Gebüh-

rengestaltung zusätzlich rechtfertigungsbedürf-

tig. 

Die Nichtigkeit der vorstehenden Satzungsrege-

lung führt zur Gesamtnichtigkeit der gebühren-

rechtlichen Regelungen der Abwassersatzung.  

Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 

Fachanwältin für Vergaberecht 
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Grundstücksanschlusskosten beim Wechsel vom  

Abwassermischsystem auf ein Trennsystem 

In seinem Urteil vom 20.03.2024 – 9 A 82/22 MD 

hatte das Verwaltungsgericht Magdeburg die 

Heranziehung eines Grundstückseigentümers 

zu Grundstücksanschlusskosten zu beurteilen. 

An die vor dem Grundstück verlaufende Misch-

wasserleitung wurde im Jahr 2000 ein Anschluss 

errichtet, über den in der Folge Schmutzwasser 

vom klägerischen Grundstück abgeleitet wurde. 

Die hierfür geltend gemachten Kosten für die 

Herstellung des Grundstückanschlusses zahlte 

der Kläger. In der Vergangenheit kam es wieder-

holt bei Starkregenereignissen zum Abwasser-

austritt aus der Mischwasserleitung. Um dies zu-

künftig zu vermeiden, stellte der Beklagte sein 

Abwassermischsystem in ein Trennsystem um. 

Die bestehende Mischwasserleitung widmete er 

als Niederschlagswasserleitung und band den 

Schmutzwasserhausanschluss des Grundstücks 

auf die neue Schmutzwasserentsorgungsleitung 

um. Zu den Kosten für diese Umbindung zog der 

Beklagte den Kläger mit streitgegenständlichem 

Bescheid heran. 

Das Verwaltungsgericht bestätigte die Erstat-

tungspflicht des Klägers. Vorliegend handelt es 

sich um eine Veränderung des bestehenden 

Grundstücksanschlusses, denn die Maßnahmen 

haben ihre Ursache nicht in einer verschleißbe-

dingten Abnutzung, stellen also keine Erneue-

rung dar. Soweit der Schmutzwasseranschluss 

des Grundstücks mit dieser Umbindung an die 

neuen technischen Gegebenheiten angepasst 

wurde, handelt es sich trotz des Umstandes, 

dass die klägerische Anschlussleitung nach Lage, 

Art und Dimensionierung unverändert geblie-

ben sein mag, um eine Veränderung im Sinne 

des § 8 KAG LSA.  

Die Veränderung des klägerischen Schmutzwas-

sergrundstücksanschlusses liegt angesichts der 

konkreten Nützlichkeit für dieses mit einem 

Wohnhaus bebauten Grundstücks im Sonderin-

teresse des Klägers. Die (veränderte) Anschluss-

leitung und die Umstellung des Leitungsnetzes 

dienen seiner Verpflichtung, das anfallende 

Schmutzwasser der öffentlichen Anlage zuzu-

führen. Es besteht im Lichte von § 55 Abs. 2 WHG 

bereits in rechtlicher Hinsicht eine gesetzliche 

Vermutung dafür, dass das Ableiten von Nieder-

schlags-wasser in einem Trennsystem wasser-

wirtschaftlich vorteilhaft ist. Somit ist die Um-

stellung von einem Misch- auf ein Trennsystem 

auch für den Kläger konkret nützlich, da die ab-

wasserseitige Entflechtung nicht nur den Pflich-

tenkreis des Beklagten betrifft, sondern auch in 

Erfüllung der dem Kläger obliegenden Pflicht(en) 

erfolgte. Soweit dem Kläger als Anschlussneh-

mer die Pflicht obliegt, den Anschluss bestim-

mungsgemäß zu benutzen, geht damit auch 

seine Pflicht einher, durch die Benutzung die 

Funktionsfähigkeit der öffentlichen Anlage nicht 

zu beeinträchtigen. Demnach zählt zu der Pflicht 

der bestimmungsgemäßen Nutzung auch die 

Pflicht des Grundstückeigentümers, die Abwas-

seranlage nicht durch einen übermäßigen Ge-

brauch im Wege des zusätzlichen Einleitens von 

nicht reinigungs-bedürftigem Niederschlags-

wasser in ihrer Funktionsfähigkeit zu beein-

trächtigen. Zudem ist unerheblich, dass der Klä-

ger die öffentliche Einrichtung zur Nieder-

schlagswasserbeseitigung nicht in Anspruch 

nimmt. 

Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 

Fachanwältin für Vergaberecht 
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Achtung bei der Schätzung des Trinkwasserverbrauchs! 

In seinem Urteil vom 29.11.2024 – 9 A 131/23 

MD hat das Verwaltungsgericht Magdeburg die 

Berechnung einer Schmutzwassergebühr an-

hand des zugrunde gelegten Trinkwasserver-

brauchs beanstandet.  

Maßgeblich für die Ermittlung des jährlichen 

Trinkwasserverbrauchs sind nach der Satzung 

des Beklagten grundsätzlich die durch Wasser-

zähler ermittelten Wassermengen, d. h. die Ab-

rechnung erfolgt nach den Zählerständen des 

Wasserzählers, die zu Beginn und am Ende des 

maßgeblichen Veranlagungsjahres abgelesen 

worden sind. Bezogen auf das streitbefangene 

Veranlagungsjahr gab es nur zwei durch Was-

serzähler gemessene Zählerstände am 

05.07.2022 anlässlich des Hauptzähler-wechsels 

und am 10.12.2022. Es fehlte ein zu Beginn des 

Jahres gemessener Wasserzählerstand. Diese 

Ablesung ließ sich nach Ablauf des Erhebungs-

zeitraums auch nicht mehr nachholen.  

Da der Wasser-zählerendstand im Jahr 2021 

ebenfalls nicht abgelesen, sondern nur ge-

schätzt wurde, konnte der Zähleranfangsstand 

für 2022 und die entnommene Wassermenge 

nicht mehr konkret ermittelt oder berechnet 

werden. In einem solchen Fall besteht eine 

Schätzungsbefugnis. Dabei sind alle Umstände 

zu berücksichtigen, die für die Schätzung von Be-

deutung sind, so auch die Verbrauchsmenge des 

vorangegangenen Erhebungszeitraums und die 

begründeten Angaben des Gebührenpflichtigen. 

Die Schätzung muss von dem Bemühen getra-

gen werden, dem wahren Sachverhalt nach den 

verfügbaren Erkenntnisquellen möglichst nahe 

zu kommen 

Das Verwaltungsgericht beurteilte die Schät-

zung der Wassermenge für 2022 durch den Be-

klagten als nicht wirklichkeitsnah.  

Der Beklagte hatte den schätzungsweise ange-

nommenen Zählerendstand für 2021 als ge-

schätzten Zähleranfangsstand für 2022 über-

nommen. Dies sei fehlerhaft, denn auch wenn 

die vorangegangene Jahresverbrauchsabrech-

nung eine verbindliche Gebührenfestsetzung 

enthält, entfaltet der dieser Gebührenfestset-

zung zugrunde gelegte Zählerstand keine Ver-

bindlichkeit für andere Gebührenfestsetzungen. 

Als Teil der Bemessungsgrundlage nach § 13 Abs. 

1 Nr. 4 lit. b. KAG LSA i. V. m. § 157 Absatz 2 AO 

kommt diesem Schätzwert für die Gebühren-

festsetzung im nachfolgenden Veranlagungs-

zeitraum mangels gesonderter Feststellung im 

Sinne von §§ 179 ff. AO keine Bindungs-wirkung 

zu.  

Die vom Beklagten für 2022 angenommene 

Wassermenge von 33 m³ bildet nicht den wirk-

lichkeitsnahen Wasserverbrauch ab, denn sie 

übersteigt den für 2020 und 2021 jeweils ange-

nommenen Wert von 15 m³ und den für 2023 ab-

gelesenen Wert von 12 m³ mehr als deutlich, 

ohne dass ein außergewöhnliches Verbrauchser-

eignis vorgetragen oder ersichtlich ist. Es spricht 

nach Auffassung des Gerichts Über-wiegendes 

dafür, dass die Schätzungen für 2020 und 2021 

zu niedrig gewesen sind. Eine wirklichkeits-nahe 

Schätzung des Verbrauchs in einem bestimmten 

Veranlagungszeitraum besteht indes nicht da-

rin, diesem Veranlagungszeitraum auch solche 

Verbrauchsmengen zuzuschlagen, die ersicht-

lich schon in vorherigen Veranlagungszeiträu-

men angefallen sind. 

Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 

Fachanwältin für Vergaberecht 
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OLG Hamm 17.01.2025 7 U 114/23:  

Haftung der ausführenden Baufirma bei Sturz einer Mieterin auf der Baustelle? 

Die Klägerin bewohnt mit ihrem Ehemann eine 

Erdgeschosswohnung, zu der eine Terrasse ge-

hört. Zum Zeitpunkt des Vorfalls im Dezember 

fanden auf der Terrasse Bauarbeiten statt, die 

noch nicht abgeschlossen waren. Unter ande-

rem lagen dort unebene Platten. 

An dem Tag des Unfalls betrat die Klägerin die 

Terrasse bei Dunkelheit, um nach möglichen Ein-

dringlingen im Garten zu sehen. Die Terrasse 

war jedoch nicht vollkommen dunkel, sondern 

wurde teilweise vom Licht des Wohnzimmers er-

leuchtet. Nachdem sie keine Eindringlinge fest-

stellen konnte, wollte sie aufgrund der Kälte 

schnell ins Innere der Wohnung zurückkehren. 

Dabei achtete sie jedoch nicht auf die ihr be-

kannten Bodenunebenheiten, stolperte und 

stürzte. 

Die Klägerin machte gegenüber der Baufirma, 

die mit der Sanierung der Wohneinheit beauf-

tragt war, Schadensersatz- und Schmerzens-

geldansprüche geltend. Sie begründete ihre For-

derungen mit einer Verletzung der Verkehrssi-

cherungspflicht durch die Beklagte. Diese be-

stritt eine Pflichtverletzung und führte an, dass 

die Klägerin ein erhebliches Mitverschulden  

treffe, da ihr die Gefahrenlage bekannt gewesen 

sei. 

Das Landgericht Dortmund wies die Klage ab. 

Die Klägerin legte gegen dieses Urteil Berufung 

ein, jedoch ohne Erfolg. Das Gericht befand, dass 

die beauftragte Baufirma durch das Belassen der 

unebenen Platten keine Pflichtverletzung be-

gangen habe. Zum einen sei der Klägerin be-

kannt gewesen, dass die Bauarbeiten noch nicht 

abgeschlossen waren, zum anderen sie sei sich 

der unebenen Platten bewusst gewesen. Zudem 

habe die Baufirma nicht damit rechnen müssen, 

dass die Terrasse im Winter genutzt wird – ins-

besondere nicht bei Dunkelheit. 

Darüber hinaus traf die Klägerin eine erhebliche 

Mitschuld an ihrem Unfall. Sie habe die Terrasse 

trotz fehlender Beleuchtung und der bekannten 

Stolpergefahr betreten und dabei nicht ausrei-

chend auf den Boden geachtet. Das Gericht be-

wertete ihr Verhalten als besonders unvorsichtig 

und sah darin den Hauptgrund für den Unfall. 

Nele Harpke-Gläser 

Rechtsanwältin 
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Haftung d. Betreibers einer Waschanlage für Beschädigung  

eines serienmäßig ausgestatteten Fahrzeugs 

BGH, Urteil vom 21.11.2024, Az.: VII ZR 39/24 

Der Kläger fuhr mit seinem Pkw, welcher serien-

mäßig mit einem sogenannten Heckspoiler aus-

gestattet war, in die Waschanlage ein, stellte das 

Fahrzeug ordnungsgemäß ab, verließ die 

Waschhalle und startete den Waschvorgang. 

Während des Waschvorgangs wurde der Heck-

spoiler abgerissen, wodurch Schäden am Heck 

des Fahrzeugs entstanden, welche der Kläger ne-

ben merkantiler Minderwert des Fahrzeugs, Gut-

achterkosten, einer Auslagenpauschale, einer 

Nutzungsausfallentschädigung für den Tag der 

Fahrzeugreparatur vom Betreiber der Waschan-

lage ersetzt verlangt. 

In der Waschanlage befindet sich ein Hinweis-

schild, das auszugsweise wie folgt lautet: 

"Allgemeine Geschäftsbedingungen Autowasch-

anlagen/Portalwaschanlagen 

Die Reinigung der Fahrzeuge in der Waschanlage 

erfolgt unter Zugrundelegung der nachfolgenden 

Bedingungen: (…). 

Die Haftung des Anlagenbetreibers entfällt insbe-

sondere dann, wenn ein Schaden durch nicht ord-

nungsgemäß befestigte Fahrzeugteile oder durch 

nicht zur Serienausstattung des Fahrzeugs gehö-

rende Fahrzeugteile (z.B. Spoiler, Antenne, Zierleis-

ten o.ä.) sowie dadurch verursachte Lackkratzer 

verursacht worden ist, außer den Waschanlagen-

betreiber oder sein Personal trifft grobe Fahrläs-

sigkeit oder Vorsatz." 

Unter diesem Hinweisschild befindet sich ein 

Zettel mit der Aufschrift: 

"Achtung Keine Haftung für Anbauteile und Heck-

spoiler!". 

Das Amtsgericht hatte die Beklagte antragsge-

mäß verurteilt. Auf die Berufung der Beklagten 

hatte das Landgericht die Klage jedoch abgewie-

sen. Die vom Berufungsgericht zugelassenen Re-

vision hatte wiederum Erfolg.  

Dem Kläger steht gemäß § 631, § 280 Abs. 1, § 

241 Abs. 2 BGB gegen die Beklagte ein Schadens-

ersatzanspruch in der geltend gemachten Höhe 

wegen der Beschädigung seines Fahrzeugs zu. 

Die Schadensursache ist allein dem Obhuts- und 

Gefahrenbereich der Beklagten zuzuordnen. Die 

Beklagte konnte weder darlegen noch beweisen, 

dass sie die konstruktionsbedingte Inkompatibi-

lität weder kannte noch kennen musste oder sie 

alles Erforderliche und Zumutbare unternom-

men hat, um das Einfahren eines Fahrzeugs in 

ihre Waschanlage zu verhindern, für das diese 

Anlage konstruktionsbedingt nicht geeignet ist.  

Die Beklagte hat sich auch nicht durch einen aus-

reichenden Hinweis auf die mit dem Waschvor-

gang verbundenen Gefahren entlastet. Zu einen 

fällt der Heckspoiler des klägerischen Fahrzeugs 

nicht unter die beschriebenen Fahrzeugteile, 

weil er zur Serienausstattung gehört (und ord-

nungsgemäß befestigt war), zudem ist die aus-

drückliche Beschränkung auf nicht serienmä-

ßige Fahrzeugteile sogar geeignet, bei dem Kun-

den das Vertrauen zu begründen, mit einem se-

rienmäßig ausgestatteten Pkw die Anlage ge-

fahrlos benutzen zu können. 

Ebenso wenig stellt der darunter befindliche Zet-

tel mit der Aufschrift "Keine Haftung für Anbau-

teile und Heckspoiler!" einen ausreichenden Hin-

weis dar. 

Anja Pauli 

Rechtsanwältin 

 


